Satzung
uber die Erhebung von ErschlieBungsbeitragen
(ErschlieBungsbeitragssatzung)
der Stadt Rheinau
vom 17.10.2005

Aufgrund der §§ 2, 26 Abs. 1 Satz 3, 34, 38 Abs. 1 Satz2 i.V.m. § 31 Abs. 2 und § 38
Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in Verbindung mit § 4 der Gemeinde-
ordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO) hat der Gemeinderat der Stadt Rheinau am
17.10.2005 folgende Satzung beschlossen:

l.
ErschlieBungsbeitrag fiir Anbaustraen und Wohnwege

§1
Erhebung des ErschlieBungsbeitrags

Die Stadt Rheinau erhebt ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des Kommunal-
abgabengesetzes sowie nach MalRgabe dieser Satzung fur 6ffentliche:

1.
2.

zum Anbau bestimmte Stralden und Platze (Anbaustralden ),
zum Anbau bestimmte, aus rechtlichen oder tatsachlichen Grinden mit Kraftfahr-
zeugen nicht befahrbare Wege (Wohnwege)

§2

Umfang der ErschlieBungsanlagen

Beitragsfahig ist der Erschliellungsaufwand:

1. fur Anbaustralen

in bis zu einer Breite von
1.1 Kleingartengebieten und Wochenendhausgebieten 6 m;
1.2 Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten 10 m,
bei nur einseitiger Bebaubarkeit 7 m;
1.3 Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen und besonderen
Wohngebieten und Mischgebieten 14 m,
bei nur einseitiger Bebaubarkeit 8 m;
1.4 Kerngebieten, Gewerbegebieten und anderen als den in Nummern 1.1
und 1.2 genannten Sondergebieten 18 m,
bei nur einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m;
1.5 Industriegebieten 20 m,
bei nur einseitiger Bebaubarkeit 14,5 m;
2. fur Wohnwege bis zu einer Breite von 5 m;

Werden im Bauprogramm fur Anbaustrallen besondere flachenmaRige Teileinrich-
tungen als Parkflachen (z.B. Parkstreifen, Parkbuchten) bzw. fur Anbaustrallen



oder fir Wohnwege besondere flachenmafige Teileinrichtungen fir Grinpflanzun-
gen vorgesehen, so vergroRern sich die in Abs. 1 angegebenen Male je Teilein-
richtung um 6 m.

Endet eine Anbaustralle mit einer Wendeanlage, so vergrof3ern sich die in Abs. 1
und 2 angegebenen Malde flur den Bereich einer Wendeanlage auf das Anderthalb-
fache, mindestens aber um 8 m; dasselbe gilt fur den Bereich der Einmundung in
andere oder der Kreuzung mit anderen Verkehrsanlagen.

Erschlie3t eine Anbaustral’e Grundsticke in Baugebieten unterschiedlicher Art, so
gilt die groRte der in Abs. 1 angegebenen Breiten.

Die Art des Baugebiets ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans.
Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht festlegt,
richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstlicken in der naheren Umge-
bung Uberwiegend vorhandenen Nutzung.

(4) Die beitragsfahigen ErschlieBungskosten umfassen die anderweitig nicht gedeckten

(1)

(2)

Kosten fur

1. den Erwerb von Flachen fur die ErschlieRungsanlagen, die Ablésung von Rech-
ten an solchen Flachen sowie flr die Freilegung der Flachen,

2. die erstmalige endgultige Herstellung der ErschlieBungsanlagen einschlief3lich
der Einrichtungen fur ihre Entwasserung und Beleuchtung und des Anschlusses
der Strallen, Wege und Platze an bestehende o6ffentliche Stralen, Wege oder
Platze,

3. die Ubernahme von Anlagen als gemeindliche ErschlieBungsanlagen,
4. die durch die Erschliefungsmalnahme veranlassten Fremdfinanzierungskosten,

5. AusgleichsmalRnahmen, die durch den Eingriff in Natur und Landschaft durch
die ErschlieBungsanlagen verursacht werden,

6. den Wert der aus dem Vermdgen der Gemeinde bereitgestellten Sachen und
Rechte; malRgebend ist der Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstellung;

7. die vom Personal der Gemeinde erbrachten Werk- und Dienstleistungen.

Die ErschlieBungskosten umfassen auch die Kosten fur in der Baulast der Gemein-
de stehende Teile der Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes- oder Kreisstralde; bei
der Fahrbahn sind die ErschlieBungskosten auf die Teile beschrankt, die Uber die
Breite der anschlie3enden freien Strecken hinausgehen.

§3

Ermittlung des beitragsfahigen ErschlieBungskosten

Die beitragsfahigen ErschlieBungskosten werden nach den tatsachlichen Kosten
ermittelt.

Die beitragsfahigen Erschliefungskosten werden fur die einzelne Erschlielungsan-
lage ermittelt. Die Stadt kann abweichend von Satz 1 die beitragsfahigen Erschlie-
Rungskosten fur bestimmte Abschnitte einer ErschlieBungsanlage ermitteln oder
diese Kosten flir mehrere erstmals herzustellende Anbaustrallen und/oder Wohn-
wege, die fur die stadtebaulich zweckmaRige ErschlieBung der Grundstucke eine
Abrechnungseinheit bilden, insgesamt ermitteln.



§4
Merkmale der endgiiltigen Herstellung der AnbaustraBen
und der Wohnwege

(1) Anbaustralden sind endgultig hergestellt, wenn sie neben den im Bauprogramm
vorgesehenen flachenmafigen Teileinrichtungen (Fahrbahn, Gehwege, Radwege,
Grunpflanzungen, Parkflachen usw.) Uber betriebsfertige Beleuchtungs- und Ent-
wasserungseinrichtungen verfligen. Die flachenmaRigen Teileinrichtungen sind
endgultig hergestellt, wenn

1. Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Decke aus Asphalt, Beton, Pflaster
oder Platten aufweisen; die Decke kann auch aus einem ahnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen;

2. Parkflachen eine Decke entsprechend Nr. 1 aufweisen; diese kann auch aus
einer wasserdurchlassigen Deckschicht (z.B. Rasenpflaster, Rasengittersteine,
Schotterrasen) bestehen;

Grunpflanzungen gartnerisch gestaltet sind;

Mischflachen, die in ihrer gesamten Ausdehnung sowohl fur den Fahr- als auch
fur den Fuligangerverkehr bestimmt sind, in den befestigten Teilen entspre-
chend Nr. 2 hergestellt und die unbefestigten Teile gemaf} Nr. 3 gestaltet sind.

(2) Wohnwege sind endgultig hergestellt, wenn sie entsprechend Abs. 1
ausgebaut sind.

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abwei-
chend von den vorstehenden Bestimmungen festlegen.

§5

Anteil der Stadt am beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand

Die Stadt tragt 5 v. H. der beitragsfahigen Erschlieungskosten.

§6
Erschlossene Grundstiicke, Abrechnungsgebiet, Verteilung
der umlagefahigen ErschlieBungskosten

(1) Durch eine Anbaustralle oder durch einen Wohnweg werden Grundstlicke er-
schlossen, denen diese Anlage die wegemaldige Erschlielung vermittelt, die das
Bauplanungsrecht als gesicherte Erschliefung fur ihre bestimmungsgemafie Nut-
zung verlangt. Hinterliegergrundstiicke, die mit mehreren Anbaustra3en Gber einen
befahrbaren oder unbefahrbaren Privatweg oder Uber einen Wohnweg verbunden
sind, gelten als durch die nachstgelegene Anbaustralie erschlossen.

(2) Soweit sich im Einzelfall das Erschlossensein durch eine Anbaustral’e oder einen
Wohnweg aufgrund von Festsetzungen des Bebauungsplans oder anderer Vor-
schriften auf eine Teilflache des Grundstlcks beschrankt, wird nur diese Teilflache
als Grundstucksflache bei der Verteilung der Erschliefungskosten zugrunde gelegt.



3)

(1)

Die durch eine ErschlielBungsanlage erschlossenen Grundsticke bilden das Ab-
rechnungsgebiet. Werden die ErschlieRungskosten fir den Abschnitt einer Anbau-
stralle oder eines Wohnwegs oder zusammengefasst fur mehrere Anbaustral3en
und/oder Wohnwege, die eine Abrechnungseinheit bilden, ermittelt und abgerech-
net, so gelten der Abschnitt bzw. die Abrechnungseinheit als ErschlieRungsanlage
i.S. des Satzes 1.

Die nach Abzug des Anteils der Gemeinde (§ 5) anderweitig nicht gedeckten Er-
schlieBungskosten (umlagefahige ErschlieBungskosten) werden auf die Grundstu-
cke des Abrechnungsgebiets in dem Verhaltnis verteilt, in dem die Nutzungsflachen
der einzelnen Grundsticke zueinander stehen.

Fir die Verteilung der umlagefahigen ErschlieBungskosten sind die Verhaltnisse im
Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld malRgebend (Verteilungszeitpunkt).

§7

Nutzungsflachen und Nutzungsfaktoren

Die Nutzungsflache eines Grundstlcks ergibt sich durch Vervielfachung seiner
Grundstucksflache mit einem Nutzungsfaktor; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle
Zahl abgerundet werden.

Bei der Verteilung der ErschlieBungskosten wird durch den Nutzungsfaktor die
unterschiedliche Nutzung der Grundsticke nach Mal} (§§ 8 bis 12) und Art (§ 13)
berucksichtigt. Fur Grundstucke, die durch weitere gleichartige Erschliefjungsanla-
gen erschlossen werden, gilt dariber hinaus die Regelung des § 14.

Der Nutzungsfaktor betragt entsprechend dem Mal} der Nutzung

1. inden Fallen des § 10 Abs. 2 0,5,

2. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

3. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,

4. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,

5. bei vier- und funfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75,

6. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,0.
§8

Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die ein
Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzulassige Zahl der
Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine groliere Geschosszahl genehmigt, so ist diese
zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der Landesbauord-
nung (LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung tUber den Bebauungsplan gel-
tenden Fassung.



(2)

Uberschreiten Geschosse nach Abs. 1 die Héhe von [3,5] m, so gilt als Geschoss-
zahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die Uberbaute Grundsticksflache
und nochmals geteilt durch [3,5], mindestens jedoch die nach Abs. 1 malRgebende
Geschosszahl; das Ergebnis wird auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§9
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die ein
Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassenzahl
aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis
wird auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

Ist eine grolRere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulassige
Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser
Baumasse durch die Grundsticksflache und nochmaliger Teilung des Ergebnisses
durch [3,5]; das Ergebnis wird auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§ 10
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken,
fur die ein Bebauungsplan die Hohe baulicher Anlagen festsetzt

Bestimmt der Bebauungsplan das Mal der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl
der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher
Anlagen in Gestalt der maximalen Gebaudehohe (Firsthohe) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Hochstmal® der Hohe der baulichen Anlage geteilt
durch

1. 3,0 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohnge-
biete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenend-
hausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 4,0 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kernge-
biete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonder-
gebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf die nachstfolgende volle Zahl aufge-
rundet.

Bestimmt der Bebauungsplan das Mal} der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl
der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher
Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhohe (Schnittpunkt der senkrechten, trauf-
seitigen AulRenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festge-
setzte Hochstmall der Hohe der baulichen Anlage geteilt durch

1. 2,7 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohnge-
biete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenend-
hausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und



2. 3,5 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (M), Kernge-
biete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonder-
gebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf die nachstfolgende volle Zahl aufge-

rundet.

(3) Istim Einzelfall eine grofiere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe baulicher
Anlagen genehmigt, so ist diese gemaly Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen.

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassen-
zahl sowohl die zulassige Firsthohe als auch die zulassige Traufhohe der baulichen
Anlage aus, so ist die Traufhhe gemaly Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen.

§ 11
Sonderregelungen fiir Grundstlicke
in beplanten Gebieten

(1) Grundstucke, auf denen nur Stellplatze oder Garagen hergestellt werden konnen,
gelten als eingeschossig bebaubar. Ist nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans mehr als ein Garagengeschoss zulassig oder im Einzelfall genehmigt, so ist
die jeweils hohere Geschosszahl anzusetzen. Als Geschosse gelten neben Vollge-
schossen i.S. der LBO, in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung tUber den Bebau-
ungsplan geltenden Fassung, auch Untergeschosse in Garagen- und Parkierungs-
bauwerken. Die §§ 8 bis 10 finden keine Anwendung.

(2) Auf Gemeinbedarfs- oder Griunflachengrundsticke in beplanten Gebieten, deren
Grundstucksflachen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem un-
tergeordneten Teil mit Gebauden Uberdeckt werden sollen bzw. Uberdeckt sind
(z.B. Friedhofe, Sportplatze, Freibader, Kleingartengelande), wird ein Nutzungsfak-
tor von 0,5 angewandt. Die §§ 8 bis 10 finden keine Anwendung.

(3) Beitragsrechtlich nutzbare Grundstlicke, die von den Bestimmungen der §§ 8 bis 10
und § 11 Abs. 1 und 2 nicht erfasst sind, gelten als eingeschossig bebaubar, wenn
auf ihnen keine Gebaude oder nur Anlagen zur Ver- und Entsorgung der Baugebie-
te errichtet werden durfen.

§12
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die keine
Planfestsetzungen i.S. der §§ 8 bis 11 bestehen

(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstiicken, flr die ein Bebauungsplan keine
den §§ 8 bis 11 entsprechende Festsetzungen enthalt, ist

1. bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatsachlich vorhandenen,

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstii-
cken in der ndheren Umgebung uberwiegend vorhandenen Geschosse malge-
bend.



Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der im Verteilungszeitpunkt
(§ 6 Abs. 5) geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstlick mehrere bauliche
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die hochste Zahl der
Vollgeschosse maligebend. § 8 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Bei Grundstucken mit Gebauden ohne ein Vollgeschoss i.S. der LBO sowie in Fal-
len, in denen eine Geschosszahl nach den Besonderheiten des Bauwerks nicht
feststellbar ist, ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung der tatsachlich vorhan-
denen Baumasse entsprechend § 8 Abs. 2.

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 finden die Regelungen des § 11 fur die Grundsticke
entsprechende Anwendung,

1. auf denen nur Stellplatze oder Garagen hergestellt werden kénnen,
2. die als Gemeinbedarfs- oder Grunflachengrundstlicke entsprechend § 11 Abs. 2
tatsachlich baulich genutzt sind.

§13
Artzuschlag

(1) Far Grundstucke, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans oder nach
der auf den Grundstlicken in der naheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Nutzungsart in einem Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, sind die in § 7
Abs. 3 genannten Nutzungsfaktoren um 0,5 zu erhdhen, wenn in einem Abrech-
nungsgebiet (§ 6 Abs. 3) aulRer diesen Grundsticken auch andere Grundstlcke er-
schlossen werden.

(2) Ein Artzuschlag entfallt fur die unter § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 3 Nr. 2 fallenden
Grundstucke.

§14
Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(1) Far Grundstucke, die durch weitere voll in der Baulast der Gemeinde stehende
Anbaustraen erschlossen werden (z.B. Eckgrundstlicke, Grundsticke zwischen
zwei Anbaustral’en), wird die nach den §§ 6 bis 13 ermittelte Nutzungsflache des
Grundstucks bei einer ErschlieRung durch zwei Anbaustralen zur Halfte, durch drei
Anbaustrallen zu einem Drittel, durch vier und mehr AnbaustralRen mit dem ent-
sprechend ermittelten Bruchteil zugrunde gelegt. Das Ergebnis wird auf eine volle
Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, werden auf die vo-
rausgehende volle Zahl abgerundet.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fur Grundstticke, die durch weitere Wohnwege erschlos-
sen werden.



§15
Vorauszahlungen

(1) Die Gemeinde kann fur Grundstucke, fur die ein ErschlieBungsbeitrag noch nicht
entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Hohe des voraussichtlichen endgultigen
ErschlieBungsbeitrags erheben, wenn mit der Herstellung der ErschlieRungsanlage
begonnen worden und die endgultige Herstellung der Erschliefungsanlage inner-
halb von vier Jahren zu erwarten ist.

(2) Vorauszahlungen sind mit der endgultigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch
wenn der Vorauszahlende nicht Schuldner des endgiiltigen Beitrags ist. Ubersteigt
die Vorauszahlung die endgultige Beitragsschuld, steht der Anspruch auf Rickge-
wahr des Ubersteigenden Betrags dem Beitragsschuldner zu.

§ 16
Entstehung der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Anbaustra’e bzw. der Wohnweg samtliche
zu ihrer erstmaligen endgultigen Herstellung nach dem Bauprogramm vorgesehe-
nen Teileinrichtungen aufweist und diese den Merkmalen der endgultigen Herstel-
lung (§ 4) entsprechen, ihre Herstellung die Anforderungen des § 125 des Bauge-
setzbuchs erfullt und die Anlage offentlich genutzt werden kann.

(2) Die Gemeinde gibt den Zeitpunkt der endgultigen Herstellung der Erschlielungsan-
lage und des Entstehens der Beitragsschuld bekannt.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fur den Abschnitt einer ErschlieBungsan-
lage oder eine Abrechnungseinheit (§ 3 Abs. 2 S. 2).

(4) Die Vorauszahlungsschuld (§ 15) entsteht mit der Bekanntgabe des Vorauszah-
lungsbescheids.

§17
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vor-
auszahlungsbescheids Eigentiumer des Grundstucks ist.

(2) Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an
Stelle des Eigentumers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Steht das Grundstlck, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum
mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft bei-
tragspflichtig.



§18
Falligkeit des ErschlieBungsbeitrags
und der Vorauszahlungen

Der ErschlieBungsbeitrag und die Vorauszahlungen sind innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids zu entrichten.

§19
Ablosung des ErschlieBungsbeitrags

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem
Beitragsschuldner die Ablésung des Erschlielungsbeitrags fur eine Erschlieungs-
anlage, einen bestimmten Abschnitt oder die zu einer Abrechnungseinheit zusam-
mengefassten ErschlieBungsanlagen vereinbaren.

(2) Der Ablosungsbetrag bestimmt sich nach der Hohe der voraussichtlich entstehen-
den Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

Il
ErschlieBungsbeitrag fiir Griinanlagen und Kinderspielplatze

§ 20
Erhebung des ErschlieBungsbeitrags

Die Stadt Rheinau erhebt ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des Kommunal-
abgabengesetzes sowie nach MalRgabe dieser Satzung fur offentliche Grinanlagen und
Kinderspielplatze, die nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgultig hergestellt
werden, soweit sie nicht nach dem Bauprogramm flachenmalfige Teileinrichtungen der
in § 1 genannten Verkehrsanlagen sind (selbststandige Grunanlagen und Kinderspiel-
platze)

§ 21
Umfang der ErschlieBungsanlagen

(1) Die ErschlieBungskosten fur Grunanlagen sind fur einen Umfang der Anlage bis zu
15 v. H. der Flache des Abrechnungsgebiets beitragsfahig; § 6 Abs. 2 und Abs. 3
Satz 1 finden Anwendung.

(2) Die ErschlieBungskosten fur Kinderspielplatze sind beitragsfahig,

1. soweit sie Bestandteil von Grunanlagen sind, im Rahmen des Absatzes 1,

2. bei selbststandigen Kinderspielplatzen fur einen Umfang der Anlage bis zu
15 v. H. der Flache des Abrechnungsgebiets; § 6 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 finden
Anwendung.
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§ 22
Merkmale der endgiiltigen Herstellung
der Griinanlagen und Kinderspielplatze

(1) Grunanlagen sind endgultig hergestellt, wenn sie gartnerisch gestaltet sind.

(2) Kinderspielplatze sind endgultig hergestellt, wenn sie ihrer Zweckbestimmung ent-
sprechend gestaltet und mit Spieleinrichtungen ausgestattet sind.

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abwei-
chend von den vorstehenden Bestimmungen festlegen.

§ 23
Erschlossene Grundstiicke

Die Stadt bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundstiicke durch eine besondere
Zuordnungssatzung.

§24
Anwendung der ubrigen Bestimmungen der
ErschlieBungsbeitragssatzung

(1) §2 Abs. 4, § 3, §§ 6 bis 12 und §§ 15 bis 19 sind sinngemal} anzuwenden.
(2) Die Stadt tragt

1. bei Grinanlagen 30 v. H.,
2. bei Kinderspielplatzen 20 v. H.

der beitragsfahigen ErschlieBungskosten.

(3) Fur Grundstucke, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem
Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, sind bei der Abrechnung von Erschlieungs-
anlagen i.S. von § 20 die nach den §§ 7 bis 12 ermittelten Nutzungsflachen um 50
v. H. zu vermindern, wenn in einem Abrechnungsgebiet aul3er diesen Grundstlicken
auch andere Grundstucke erschlossen werden.

M.
ErschlieBungsbeitrag fiir SammelstraBen und Sammelwege

§25
Erhebung des ErschlieBungsbeitrags

Die Stadt Rheinau erhebt ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des Kommunal-
abgabengesetzes sowie nach Mallgabe dieser Satzung fur 6ffentliche

1. Strallen, die nicht zum Anbau, sondern dazu bestimmt sind, Anbaustrallen mit
dem ubrigen Strallennetz in der Gemeinde zu verbinden (Sammelstral3en),
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2. Wege, die aus rechtlichen oder tatsachlichen Grinden mit Kraftfahrzeugen nicht
befahrbar und nicht zum Anbau, sondern als Verbindungs-, Abklrzungs- oder
ahnliche Wege bestimmt sind (Sammelwege),

die nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgultig hergestellt werden.

§ 26
Umfang der ErschlieBungsanlagen

(1) Beitragsfahig sind die Erschliefungskosten

1. fur Sammelstrafen bis zu einer Breite von 21 m,
2. fur Sammelwege bis zu einer Breite von 5m.

(2) Werden im Bauprogramm flir Sammelstral’en besondere flachenmalRige Teileinrich-
tungen als Parkflachen (z.B. Parkstreifen, Parkbuchten) bzw. fur Sammelstrallen
oder fur Sammelwege besondere Teileinrichtungen flr Grinpflanzungen vorgese-
hen, so vergrofiern sich die in Abs. 1 angegebenen Malie je Teileinrichtung um
6 m.

(3) Endet eine Sammelstralle mit einer Wendeanlage, so vergrof3ern sich die in Abs. 1
und 2 angegebenen Malde fur den Bereich einer Wendeanlage auf das Anderthalb-
fache, mindestens aber um 8 m; dasselbe gilt fur den Bereich der Einmundung in
andere oder der Kreuzung mit anderen Verkehrsanlagen.

§ 27
Merkmale der endgiiltigen Herstellung der SammelstralRen
und der Sammelwege

(1) Sammelstrallen und Sammelwege sind endglltig hergestellt, wenn sie entspre-
chend § 4 Abs. 1 ausgebaut sind.

(2) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abwei-
chend von den vorstehenden Bestimmungen festlegen.

§ 28
Erschlossene Grundstiicke

Die Gemeinde bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundsticke durch eine beson-
dere Zuordnungssatzung.
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§ 29
Anwendung der ubrigen Bestimmungen der ErschlieBungsbeitragssatzung

(1) §2 Abs. 4, § 3 und §§ 6 bis 19 sind sinngemall anzuwenden.
(2) Die Gemeinde tragt

1. bei Sammelstrallen 30 v.H.,
2. bei Sammelwegen 40 v.H.

der beitragsfahigen ErschlieBungskosten.

Iv.
ErschlieBungsbeitrag fiir Parkflachen

§ 30
Erhebung des ErschlieBungsbeitrags

Die Stadt Rheinau erhebt ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des Kommunal-
abgabengesetzes sowie nach MalRgabe dieser Satzung fur 6ffentliche Parkflachen, die
nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endguiltig hergestellt werden, soweit sie nicht
nach dem Bauprogramm flachenmaflige Teileinrichtungen der in § 1 genannten Ver-
kehrsanlagen sind (selbststandige Parkflachen).

§ 31
Umfang der ErschlieBungsanlagen

Die ErschlieBungskosten fur Parkflachen sind fur einen Umfang der Anlage bis zu
15 v. H. der Flache des Abrechnungsgebiets beitragsfahig; § 6 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1
finden Anwendung.
§ 32
Merkmale der endgiiltigen Herstellung
der Parkflachen

(1) Parkflachen sind endgultig hergestellt, wenn sie entsprechend § 4 Abs. 1 ausgebaut
sind.

(2) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abwei-
chend von den vorstehenden Bestimmungen festlegen.

§33
Erschlossene Grundstiicke

Die Gemeinde bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundstiicke durch eine beson-
dere Zuordnungssatzung.
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§34
Anwendung der ubrigen Bestimmungen der ErschlieBungsbeitragssatzung

(1) §2 Abs. 4, § 3 und §§ 6 bis 19 sind sinngemall anzuwenden.
(2) Die Gemeinde tragt 40 v. H. der beitragsfahigen ErschlieRungskosten.

V.
ErschlieBungsbeitrag fiir Larmschutzanlagen

§ 35
Erhebung des ErschlieBungsbeitrags

(1) Die Gemeinde erhebt Erschlielungsbeitrage nach den Vorschriften des Kommu-
nalabgabengesetzes fur offentliche Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen
Gerauschimmissionen (Larmschutzanlagen), die nach dem In-Kraft-Treten dieser
Satzung endguiltig hergestellt werden.

(2) Durch eine besondere Satzung werden geregelt

die Art und der Umfang der Larmschutzanlage,

der Anteil der Gemeinde an den beitragsfahigen Erschliellungskosten,
die Art der Ermittlung und Verteilung der ErschlieRungskosten,

W nh =

welche Grundsticke durch die Larmschutzanlage erschlossen werden (Zuord-
nung),

o

die Merkmale der endgultigen Herstellung dieser Anlagen,
6. wer den ErschlieBungsbeitrag schuldet,
7. die Entstehung und die Falligkeit der Beitrage.

VL.
Schlussbestimmungen

§ 36
Ubergangsregelungen

(1) Die ErschlieBungsbeitragssatzung vom 13.01.2003 findet Anwendung, wenn fur
Grundstucke vor dem 1. Oktober 2005 ein ErschlieBungsbeitrag nach dem Bauge-
setzbuch (BauGB) entstanden ist und der ErschlieBungsbeitrag noch erhoben wer-
den kann.

(2) Sind vor dem 1. Oktober 2005 Vorausleistungen auf den ErschlieBungsbeitrag
entrichtet worden, die die endgultige Beitragsschuld ubersteigen, steht auch nach
dem 30. September 2005 der Anspruch auf Ruckgewahr dem Vorausleistenden zu,
soweit dieser keine anderweitige Verfigung getroffen hat.
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(3) Hat ein Grundstuckseigentumer nach § 133 Abs. 3 S. 5 BauGB den Erschlie3ungs-
beitrag fir eine ErschlieBungsanlage i.S. des § 127 Abs. 2 BauGB abgeldst, so gilt
die beitragsbefreiende Wirkung der Ablosung weiterhin.

§ 37
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer offentlichen Bekanntmachung in Kraft. @

Rheinau, den 18.10.2005 Oberle, Blrgermeister


Förster
Tag der öffentlichen Bekannmachung:
21.10.2005
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